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Sehr geehrte Mandanten, 

die Mühlen der Gesetzgebungsmaschinerie mahlen auch im Som-
mer weiter – diesmal aber mit teilweise positivem Ergebnis. Denn 
die Bundesregierung hat jetzt ein weiteres Bürokratieentlastungs-
gesetz vorgelegt, das für fast alle Unternehmen zumindest gering-
fügige Vereinfachungen bringt. Weitere Gesetzentwürfe betreffen 
die Pflicht zum Manipulationsschutz an Registrierkassen und die 
schon lange debattierte Reform der Grundsteuer, zu der jetzt ein 
Entwurf vorliegt. Alle Themen der neuen Ausgabe haben wir wie 
immer für Sie in der Übersicht zusammengefasst: 
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 Aug Sep Okt 

Umsatzsteuer mtl. 10. 12. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. - - 10. 

Lohnsteuer 10. 12. 10. 

Einkommensteuer - 12. - 
Körperschaftsteuer - 12. - 

Vergnügungsteuer 10. 12. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 15. * 15. 13. 

Gewerbesteuer 15. * - - 

Grundsteuer 15. * - - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 18. * - - 

SV-Beitragsnachweis 25. 26. 25. ** 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29. 28. 27. ** 

* Verschiebung des Termins um je einen Tag in Gegen-
den, in denen Mariä Himmelfahrt als Feiertag gilt 

** Vorverlegung um je einen Tag, wenn der 31. Okto-
ber im Bundesland der Einzugsstelle ein Feiertag ist 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Früher litten wir an Verbrechen, 

heute an Gesetzen.« 

Publius Cornelius Tacitus 

 

»Um eine Einkommensteuer- 

erklärung abgeben zu können, 

muss man ein Philosoph sein. 

Für einen Mathematiker ist es 

zu schwierig.« 

Albert Einstein 
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Zweites Bürokratieentlastungsgesetz in Arbeit 
Ein neues Bürokratieentlastungsgesetz soll die deutsche Wirt-
schaft ab 2017 von unnötigem Papierkrieg befreien.  

Unnötige Bürokratie bremst alle Firmen, belastet aber überpropor-
tional kleine und mittlere Unternehmen. Die Bürokratie zumindest 
ein kleines bisschen zu reduzieren war das Ziel des ersten Bürokra-
tieentlastungsgesetzes, das vor einem Jahr beschlossen wurde. Die 
Änderungen im damaligen Gesetz waren aber nicht besonders be-
merkenswert, denn es konnte jeweils nur eine überschaubare Zahl 
von Unternehmern von der Entlastung profitieren. 

Jetzt geht die Bürokratieentlastung in die nächste Runde: Im Juni 
hat die Bundesregierung die Erarbeitung eines Zweiten Bürokratie-
entlastungsgesetzes beschlossen, für das jetzt der erste Entwurf 
vorliegt. Die in diesem Entwurf enthaltenen Maßnahmen haben ei-
ne deutlich größere Breitenwirkung, denn fast jeder Unternehmer 
und Freiberufler kann von mindestens einer der Maßnahmen profi-
tieren. Insgesamt mehr als 
350 Mio. Euro soll das Gesetz 
der deutschen Wirtschaft an 
Bürokratiekosten sparen. 

Das Gesetzgebungsverfahren 
ist zwar erst am Anfang, aber 
das Gesetz soll noch im 
Herbst von Bundestag und 
Bundesrat beraten werden, 
sodass es zum 1. Januar 2017 in Kraft treten kann. Bleibt es bei 
diesem Zeitplan, dann gelten alle Änderungen ab 2017. Und das 
sind die Maßnahmen, die in dem Gesetz enthalten sind: 

· Lieferscheine: Lieferscheine sind als empfangene oder abge-
sandte Handels- oder Geschäftsbriefe aufbewahrungspflichtig, 
und zwar auch dann, wenn sich die Angaben aus den Rechnun-
gen ergeben. Die Lieferscheine müssen mindestens sechs Jahre 
lang aufbewahrt werden, und sogar zehn Jahre lang, wenn sie 
als Buchungsbeleg verwendet werden. Weil eine Rechnung oh-
nehin stets Angaben zu Menge und Art der gelieferten Ware 
enthalten muss und es keine gesetzliche Pflicht zur Erstellung 
von Lieferscheinen gibt, wird die Aufbewahrungspflicht für Lie-
ferscheine nun weitgehend gestrichen. Bei empfangenen Liefer-
scheinen endet die Aufbewahrungsfrist künftig mit dem Erhalt 
der Rechnung und bei abgesandten Lieferscheinen mit dem Ver-
sand der Rechnung. Davon ausgenommen sind lediglich Liefer-
scheine, die auch als Buchungsbeleg verwendet werden – diese 
sind wie bisher aufzubewahren. Die verkürzte Aufbewahrungs-
pflicht soll für alle Lieferscheine gelten, deren Aufbewahrungs-
pflicht nach der bisher geltenden Vorschrift noch nicht abgelau-
fen ist. Wenn das Gesetz wie vorgesehen noch im Herbst verab-
schiedet wird, können damit im Januar 2017 alle Lieferscheine 
entsorgt werden, die nicht als Buchungsbeleg dienen oder auf-
grund anderer Vorschriften aufbewahrt werden müssen. 

· Kleinbetragsrechnungen: In Rechnungen über Kleinbeträge bis 
zu 150 Euro müssen nicht sämtliche Pflichtangaben für eine 
Rechnung enthalten sein. Es genügen das Datum, die Adresse 
des Rechnungsausstellers, die Aufstellung der Waren oder Leis-
tungen und der Rechnungsbetrag sowie der Umsatzsteuersatz 
oder Steuerbetrag. Die bisherige Grenze von 150 Euro wird nun 
auf 200 Euro angehoben. Im letzten Jahr war sogar eine Anhe-
bung auf 250 Euro im Rahmen eines anderen Steuergesetzes im 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Entwurf für ein Gesetz gegen 
Gewinnverlagerungen 

Mit dem Entwurf für ein „Gesetz zur Um-
setzung der Änderung der EU-Amtshilfe-
richtlinie und von weiteren Maßnahmen 
gegen Gewinnkürzungen und –verlagerun-
gen“ setzt die Bundesregierung internati-
onale Zusagen und Verpflichtungen aus 
dem BEPS-Projekt der OECD und G20 und 
aus Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie 
in nationales Recht um. Im Juli hat die 
Regierung den Entwurf beschlossen, der 
insbesondere Regelungen zu Tax Rulings 
und dem Country-by-Country-Reporting 
enthält. Damit soll der Informationsaus-
tausch und die Kooperation der Steuer-
verwaltungen in der EU gestärkt werden, 
beispielsweise wenn es um grenzüber-
schreitende Vorbescheide und Vorabver-
ständigungen in Verrechnungspreisfragen 
(sog. Tax Rulings) geht. 
 

Künstlersozialabgabe sinkt 
2017 auf 4,8 % 

Die jetzt in Kraft getretene Künstlersozi-
alabgabe-Verordnung 2017 bringt erfreu-
liche Nachrichten bei der Belastung durch 
die Künstlersozialabgabe: Im kommenden 
Jahr soll der Abgabesatz zur Künstlersozi-
alversicherung gleich um 0,4 % sinken auf 
dann 4,8 %. Die Künstlersozialabgabe 
müssen alle Unternehmen abführen, die 
künstlerische und publizistische Leistun-
gen verwerten. Bemessungsgrundlage für 
die Abgabe sind alle in einem Kalender-
jahr an selbständige Künstler und Publi-
zisten gezahlten Entgelte. 
 

Keine Aussetzung der Vollziehung 
beim Kinderfreibetrag  

Nachdem das Niedersächsische Finanzge-
richt den Kinderfreibetrag für 2014 gleich 
aus mehreren Gründen für verfassungs-
widrig niedrig hielt, gewährte es einer 
Mutter die Aussetzung der Vollziehung. 
Dem hat der Bundesfinanzhof nun in der 
Revision widersprochen: Selbst wenn der 
Kinderfreibetrag in der geltenden Form 
verfassungswidrig wäre, würde es sich im 
konkreten Einzelfall allenfalls um eine 
den Randbereich der Grundrechte berüh-
rende Verletzung handeln. Daher fiele die 
Aufrechterhaltung des Vollzuges bis zum 
Abschluss des Hauptsacheverfahrens nicht 
so schwer ins Gewicht, dass der Mutter 
dadurch irreparable Nachteile drohen. 
Somit sind die Voraussetzungen für eine 
Aussetzung der Vollziehung nicht erfüllt. 
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Gespräch. Das sei aber aufgrund der „Belange der Umsatzsteu-
er-Betrugsbekämpfung“ nicht möglich, heißt es in der Begrün-
dung des Bürokratieabbaugesetzes. 

· Kleinunternehmerregelung: Wenn der Umsatz im vergangenen 
Kalenderjahr nicht über 17.500 Euro lag und im laufenden Jahr 
voraussichtlich nicht mehr als 50.000 Euro beträgt, kann ein Un-
ternehmer die Kleinunternehmerregelung nutzen. Er muss dann 
in Rechnungen keine Umsatzsteuer ausweisen und abführen, 
darf aber im Gegenzug auch keinen Vorsteuerabzug geltend 
machen. Der Grenzbetrag von 17.500 Euro für den Vorjahresum-
satz wird nun auf 20.000 Euro angehoben, was die allgemeinen 
Preissteigerungen seit der letzten Anpassung ausgleicht. 

· Lohnsteueranmeldung: Ein Arbeitgeber, der im Jahr nicht 
mehr als insgesamt 4.000 Euro Lohnsteuer ans Finanzamt ab-
führt, muss die Lohnsteueranmeldung nur einmal im Quartal 
statt jeden Monat abgeben. Diese Grenze wird jetzt angehoben 
auf 5.000 Euro, sodass künftig mehr Kleinbetriebe nur noch vier 

statt zwölf Lohnsteuer-
anmeldungen im Jahr ab-
geben müssen. Die Gren-
ze für die jährliche Abga-
be der Lohnsteueranmel-
dung ist bereits vor zwei 
Jahren mit dem Kroatien-
Anpassungsgesetz von 
1.000 Euro auf 1.080 Euro 
angehoben worden. 

· SV-Beiträge: Wenn bei der Fälligkeit der Sozialversicherungs-
beiträge der endgültige Arbeitslohn noch nicht bekannt ist, 
muss bisher die voraussichtliche Höhe der Beiträge geschätzt 
und abgeführt werden. Die Differenz zwischen Schätzung und 
endgültigem Betrag ist dann im Folgemonat mit zu berücksich-
tigen. Künftig steht das vereinfachte Verfahren allen Arbeitge-
bern offen. Dabei werden einfach die Beiträge des Vormonats 
als Grundlage genommen und wie bisher die Differenz im Fol-
gemonat ausgeglichen. Eine aufwendige Schätzung ist damit 
nicht mehr notwendig. 

· Pflegeversicherung: Für die Abrechnung von Pflegeleistungen 
im Rahmen der Pflegeversicherung sollen bis 2018 die Details 
für eine komplett elektronische Abrechnung samt Bestätigung 
der Leistungserbringung durch den Leistungsempfänger festge-
legt werden. Belege in Papierform sind dann überflüssig. 

· Handwerkskammern: Die Handwerkskammern bekommen eine 
eindeutige Rechtsgrundlage, um mit ihren Mitgliedern elektro-
nisch kommunizieren zu können. Dazu können sie künftig von 
ihren Mitgliedern auch Webseiten und Email-Kontaktdaten er-
fragen und in die Handwerksrolle aufnehmen. 

· Handwerksordnung: In der Handwerksordnung erfolgen noch 
verschiedene weitere Änderungen, beispielsweise zur Ausstel-
lung des Europäischen Berufsausweises und zur Veröffentlichung 
von Bekanntmachungen in digitalen Medien. 

· Leistungsinformationen: Eine zentrale Bundesredaktion soll 
künftig zu leistungsbegründenden Gesetzen und Verordnungen 
des Bundes Leistungsinformationen in standardisierter Form be-
reitstellen. Leistungsinformationen sollen insbesondere für un-
ternehmens- und bürgerrelevante Regelungen erstellt werden, 
bei denen ein hoher Informationsbedarf zu erwarten ist. ³ 

Investitionsabzugsbetrag bei 
Betriebsübertragung 

Den Investitionsabzugsbetrag kann ein Un-
ternehmer auch in Anspruch nehmen, 
wenn bei der Geltendmachung feststeht, 
dass die Investition nicht mehr von ihm 
selbst, sondern aufgrund einer bereits 
durchgeführten oder feststehenden un-
entgeltlichen Betriebsübertragung von 
seinem Nachfolger vorgenommen werden 
soll. Voraussetzung dafür ist nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs aber, dass 
der Unternehmer bei Fortführung des Be-
triebs die geplanten Wirtschaftsgüter 
selbst angeschafft oder hergestellt hätte. 
Außerdem muss er zum maßgeblichen Bi-
lanzstichtag anhand objektiver Kriterien 
davon ausgehen können, dass die Investi-
tion nach Übertragung des Betriebs frist-
gemäß von seinem Nachfolger durchge-
führt wird. 
 

Sammelauskunftsersuchen an 
Zeitungsverlag ist zulässig 

Der Bundesfinanzhof hat bestätigt, dass 
ein Sammelauskunftsersuchen der Steuer-
fahndung an einen Zeitungsverlag zulässig 
ist. Die grundgesetzlich geschützte Pres-
sefreiheit schützt den Verlag nicht vor der 
Neugier des Finanzamts. Von der Presse-
freiheit geschützt seien nur solche Anzei-
gen, die für die öffentliche Meinungsbil-
dung bedeutsam sind oder der Kontroll-
funktion der Presse dienen, meint das Ge-
richt. Das Finanzamt wollte vom Verlag 
für insgesamt zwei Jahre eine Aufstellung 
der Auftraggeber für Anzeigen, in denen 
sexuelle Dienstleistungen beworben wur-
den, um auch im Rotlichtmilieu das Steu-
eraufkommen zu sichern. 
 

Voller Steuerfreibetrag auch für 
Erben im Ausland 

Schon mehrfach war die Höhe der Erb-
schaftsteuerfreibeträge für Personen, die 
im Ausland leben, aber Vermögen im In-
land erhalten, Gegenstand von Gerichts-
verfahren. Diese Personen haben nach 
dem Gesetz unabhängig vom Verwandt-
schaftsgrad nur einen Freibetrag von 
2.000 Euro, solange sie nicht die unbe-
schränkte Steuerpflicht beantragen. Auch 
diese Optionsregelung hat der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH) nun aber als eu-
roparechtswidrig eingestuft. Das Finanz-
gericht Düsseldorf, das dem EuGH die 
Frage vorgelegt hat, hat daraufhin einer 
Mutter, die ihren Töchtern ein Grundstück 
in Deutschlang geschenkt hat, aber in 
Großbritannien lebt, den vollen Freibe-
trag von 400.000 Euro zugesprochen.  
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Neue Kassenvorschriften schon ab 2017 
Ab 2020 wird der Einsatz manipulationssicherer Kassen per Ge-
setz verbindlich vorgeschrieben. Aber schon 2017 gelten ver-
schärfte Vorschriften für alte Registrierkassen. 

Das „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen“, das den Einsatz manipulationssicherer Kassen vor-
schreiben soll, liegt jetzt zusammen mit einer Technischen Ver-
ordnung zur Durchführung dieses Gesetzes als Regierungsentwurf 
vor. Gegenüber dem ersten 
Entwurf wurde das Inkrafttre-
ten der neuen Vorgaben um 
ein Jahr nach hinten verscho-
ben. 

Für ehrliche Unternehmer 
bedeutet das Gesetz in erster 
Linie zusätzlichen Aufwand 
und Kosten sowie das Risiko 
erheblicher Strafen, wenn die Vorgaben nicht eingehalten werden. 
Daher sollte die Vorbereitung rechtzeitig in Angriff genommen 
werden. Folgende Maßnahmen sieht das Gesetz vor: 

· Sicherheitseinrichtung: Elektronische Kassen und Aufzeich-
nungssysteme müssen ab 2020 über eine zertifizierte technische 
Sicherheitseinrichtung verfügen, die die Vollständigkeit und Un-
veränderbarkeit der erfassten Geschäftsvorfälle gewährleistet. 
Für die Mehrzahl der derzeit eingesetzten Kassen wird eine 
Nachrüstung möglich sein. Ist die Kasse nicht nachrüstbar, ge-
nügt aber den aktuellen Vorgaben und wurde zwischen 2010 
und 2019 angeschafft, darf sie noch längstens bis Ende 2022 
weiter verwendet werden. 

· Kassen-Nachschau: Eine Kassen-Nachschau soll dem Finanzamt 
ermöglichen, bei Verdacht auf Manipulation oder Steuerhinter-
ziehung auch unangekündigt die Ordnungsmäßigkeit der Kassen-
aufzeichnungen und der ordnungsgemäßen Übernahme der Kas-
senaufzeichnungen in die Buchführung zeitnah zu überprüfen. 

· Sanktionen: Werden Verstöße gegen die neuen Verpflichtungen 
festgestellt, können diese als Steuerordnungswidrigkeit mit ei-
ner Geldbuße von bis zu 25.000 Euro geahndet werden, auch 
wenn kein steuerlicher Schaden entstanden ist. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Belegausgabe auf Verlangen des 
Kunden vor. Es wird damit ausdrücklich gesetzlich normiert, dass 
jedem Kunden das Recht zusteht, einen Beleg zu fordern. Die Ein-
führung einer allgemeinen Registrierkassenpflicht ist allerdings 
nicht vorgesehen. Insbesondere bei Wochenmärkten, Festen, Hof-
läden und Straßenverkäufern können daher auch weiterhin manu-
elle Aufzeichnungen geführt werden.  

In der Diskussion um das neue Gesetz ist aber fast untergegangen, 
dass schon ab 2017 verschärfte Regeln für Registrierkassen, Waa-
gen mit Kassenfunktion und Taxameter gelten. Grundlage dafür 
sind die 2010 geänderten Vorgaben zur Aufbewahrung digitaler Un-
terlagen bei Bargeschäften. Seither müssen die Kassen jeden Ge-
schäftsvorfall einzeln, vollständig, richtig, zeitgerecht und geord-
net aufzeichnen. Außerdem müssen die Geschäftsvorfälle unver-
änderbar und maschinell auswertbar auf einem Datenträger ge-
speichert werden. Für jedes Kassensystem oder kassenähnliche 
System müssen die Aufzeichnungen getrennt geführt und aufbe-
wahrt werden. 

Unmöglichkeit der Selbstnutzung 
eines geerbten Familienheims 

Die Erbschaftsteuerbefreiung für ein Fa-
milienheim setzt eine Selbstnutzung über 
zehn Jahre voraus. Eine Ausnahme gibt es 
nur, wenn der Erbe aus zwingenden Grün-
den an einer Selbstnutzung gehindert ist. 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Hes-
sen liegen zwingende gesundheitliche 
Gründe aber nur dann vor, wenn dem Er-
ben prinzipiell die selbstständige Führung 
eines Haushalts unmöglich ist. Daher 
scheiterte eine Erbin mit ihrer Klage, in 
der sie geltend machte, das Familienheim 
aus psychischen Gründen nicht mehr be-
wohnen zu können. 
 

Verfassungsbeschwerden zu 
Altersvorsorgeaufwendungen 

Gleich zwei Verfassungsbeschwerden zur 
steuerlichen Behandlung von Altersvorsor-
geaufwendungen hat das Bundesverfas-
sungsgericht nicht zur Entscheidung ange-
nommen. Beide Beschwerdeführer woll-
ten Beiträge zur Rentenversicherung als 
vorweggenommene Werbungskosten für 
zukünftige Renteneinkünfte geltend ma-
chen. Das Gericht ist aber der Meinung, 
dass die gesetzgeberische Qualifizierung 
von Altersvorsorgeaufwendungen als Son-
derausgaben und die betragsmäßige Be-
schränkung des Sonderausgabenabzugs 
verfassungsrechtlich in Ordnung sind. 
 

Berechnung von 
Hinterziehungszinsen 

Für Nachzahlungszinsen gibt es eine klare 
gesetzliche Regelung, wann der Zinslauf 
beginnt, nämlich 15 Monate nach Ablauf 
des Jahres, in dem die Steuer entstanden 
ist. Bei Hinterziehungszinsen ist die Rege-
lung nicht ganz so klar. Hier beginnt der 
Zinslauf nämlich mit dem Eintritt der 
Steuerverkürzung. Ein Finanzamt hatte 
daher die Zinsen für Schwarzgeld in der 
Schweiz jeweils ab Fälligkeit der quar-
talsweisen Einkommensteuer-Vorauszah-
lung berechnet und nicht erst ab dem Er-
gehen des jeweiligen Jahressteuerbe-
scheides. Das Finanzgericht Münster hat 
diese Berechnungsweise bestätigt. Es ver-
tritt die Ansicht, dass die Steuerverkür-
zung in dem Moment eingetreten ist, in 
dem das Finanzamt aufgrund der fehlen-
den Angaben über Kapitaleinkünfte einen 
Einkommensteuerbescheid erlassen hat, 
ohne zugleich die Vorauszahlungen für die 
Streitjahre anzupassen. Weil die Frage 
aber noch nicht höchstrichterlich geklärt 
ist, hat das Gericht die Revision zum Bun-
desfinanzhof zugelassen. 
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Kassen, die diese Vorgaben nicht oder nur teilweise erfüllen, dür-
fen aufgrund einer Übergangsregelung bis zum 31. Dezember 2016 
weiterverwendet werden. Mit dem Jahresende endet aber auch 
diese Übergangsfrist. Wer ab 2017 noch eine Kasse verwendet, die 
nicht den aktuellen Vorgaben der Finanzverwaltung genügt, ris-
kiert daher bei einer Betriebsprüfung Hinzuschätzungen und ande-
ren Ärger. Noch bleibt Zeit für eine Umstellung, wobei bei einer 
Neuanschaffung gleich das neue Gesetz berücksichtigt werden 
sollte – entweder indem gezielt die darin vorgesehene Übergangs-
frist für nicht nachrüstbare Kassen ausgereizt wird oder gleich ei-
ne Kasse angeschafft wird, die sich auch nachrüsten lässt. ³ 

 

Bundesratsinitiative zur Reform der Grundsteuer 
Nach langer Debatte wollen die Bundesländer im September 
das Gesetzgebungsverfahren für eine aufkommensneutrale Re-
form der Grundsteuer starten. 

Nach vielen Jahren der Diskussion haben die Finanzminister der 
Länder im Juni mit großer Mehrheit eine Bundesratsinitiative zur 
Reform der Grundsteuer beschlossen. Mit Ausnahme von Hamburg 
und Bayern unterstützen alle anderen Bundesländer das Reform-
konzept. Bayern möchte, dass die Regelung der Grundsteuer den 
Ländern überlassen wird, weil es in der Reform eine Steuererhö-

hung sieht. Das Reformkon-
zept sieht dagegen eine 
Grundgesetzänderung vor, 
die ausdrücklich dem Bund 
die Gesetzgebungskompetenz 
für die Grundsteuer einräumt. 

Bisher wird die Grundsteuer 
auf der Grundlage jahrzehn-
tealter Wertverhältnisse er-

hoben, was erhebliche Bedenken an der Verfassungsmäßigkeit der 
momentanen Grundsteuer auslöst. Im Westen wird auf Werte aus 
dem Jahre 1964, im Osten gar auf Werte aus 1935 abgestellt. Über 
mehr als 50 Jahre Wertveränderungen auszublenden führt dazu, 
dass gegenwärtig manche zu viel und andere zu wenig zahlen. 

Der erste Schritt zur neuen Grundsteuer ist die Neubewertung al-
ler rund 35 Millionen Grundstücke und land- und forstwirtschaftli-
cher Betriebe. Das neue Bewertungsverfahren soll möglichst ein-
fach sein, um eine komplette Neubewertung in regelmäßigen Ab-
ständen zu erleichtern. Die wirklich wichtigen Wertfaktoren sollen 
aber trotzdem in den neuen Berechnungsregeln Berücksichtigung 
finden: Bei unbebauten Grundstücken sind die Bodenrichtwerte 
Grundlage für die Bewertung. Bei bebauten Grundstücken wird 
zudem noch der Wert des Gebäudes erfasst, wobei die Art des Ge-
bäudes und das Baujahr berücksichtigt werden. 

Der Stichtag für die erste Bewertung nach den neuen Regeln soll 
der 1. Januar 2022 sein. Heute lässt sich noch nicht abschätzen, 
welche Werte sich dann für einzelne Grundstücke ergeben, denn 
die dann gültigen Bodenrichtwerte und Baupreise kennt noch nie-
mand. Die Bewertungsarbeiten werden um den Jahreswechsel 
2022/2023 beginnen und einige Jahre in Anspruch nehmen.  

Aber auch wenn die neuen Werte vorliegen, lässt sich daraus noch 
nicht die Höhe der neuen Grundsteuer ableiten. Wie bisher wer-
den auch die künftigen Werte mit einer gesetzlich festgelegten 
Steuermesszahl multipliziert. Erst auf den sich so ergebenden 

Irrtümlich gezahlter Lohn an 
Gesellschafter-Geschäftsführer 

Auch für beherrschende Gesellschafter-
Geschäftsführer gilt, dass irrtümlich ge-
zahlter Lohn erst bei der Rückzahlung die 
Einkünfte mindert. Stellt das Finanzamt 
also bei einer Betriebsprüfung fest, dass 
dem Geschäftsführer mehr Lohn gezahlt 
wurde als im Anstellungsvertrag verein-
bart, wirkt sich die Rückzahlung nicht 
rückwirkend aus. Zu wenig gezahlte Leis-
tungen werden dagegen beim Geschäfts-
führer rückwirkend ab ihrer Fälligkeit be-
rücksichtigt. Der Bundesfinanzhof recht-
fertigt diese unterschiedliche Behandlung 
damit, dass zwar der Gesellschafter die 
Gesellschaft beherrscht und damit über 
den Zeitpunkt der Auszahlung bestimmen 
kann. Die Gesellschaft beherrscht aber 
nicht den Gesellschafter und hat damit 
keinen Einfluss auf den Zeitpunkt der 
Rückzahlung des zu viel gezahlten Lohns. 
 

Hotelparkplatz ist voll 
umsatzsteuerpflichtig 

Bei Übernachtungen in einem Hotel unter-
liegen nur die unmittelbar der Beherber-
gung dienenden Leistungen dem ermäßig-
ten Umsatzsteuersatz von 7 %. Die Ein-
räumung von Parkmöglichkeiten an Hotel-
gäste gehört nicht dazu und ist daher mit 
dem Regelsteuersatz von 19 % zu versteu-
ern. Das gilt auch dann, wenn für die 
Parkmöglichkeit kein gesondertes Entgelt 
berechnet wird und die Nutzung der 
Parkmöglichkeiten vom Hotel nicht er-
fasst oder überprüft wird. 
 

Übergang zur Liebhaberei ist 
keine Betriebsaufgabe 

Es kann passieren, dass eine zunächst mit 
Gewinnerzielungsabsicht geführte Tätig-
keit im Lauf der Jahre steuerlich zur 
Liebhaberei wird. Laufen nur noch Verlus-
te auf, wird das Finanzamt jedenfalls ir-
gendwann die Anerkennung verweigern. 
Ein solcher Übergang zur Liebhaberei 
stellt aber keine gewinnrealisierende Be-
triebsaufgabe dar, hat der Bundesfinanz-
hof entschieden. Das Finanzamt darf da-
her von einem Einnahme-Überschuss-
Rechner nicht die Aufstellung einer Ab-
schlussbilanz verlangen, um einen daraus 
resultierenden Übergangsgewinn besteu-
ern zu können. Allerdings führt der späte-
re Verkauf von Wirtschaftsgütern des Um-
laufvermögens, die vor dem Übergang zur 
Liebhaberei angeschafft und daher als Be-
triebsausgabe abgezogen wurden, eine 
nachträgliche Betriebseinnahme dar. 
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Steuermessbetrag wird dann der Hebesatz der jeweiligen Kommu-
ne angewandt, um die tatsächlich zu zahlende Grundsteuer zu er-
mitteln. Die Steuermesszahlen und die Hebesätze dienen daher als 
Stellschrauben, um die Reform wie vorgesehen aufkommensneu-
tral umzusetzen. Bei einem flächendeckenden Anstieg der Werte 
wegen der Neubewertung werden die Steuermesszahlen entspre-
chend abgesenkt. 

Wie hoch die Messzahlen sein müssen, um die angestrebte bun-
desweite Aufkommensneutralität zu erreichen, kann erst in einem 
zweiten Reformschritt nach Abschluss der Neubewertung berech-
net werden. Weil die auf bundesweiter Basis ermittelten Steuer-
messzahlen nicht in jedem Land eins zu eins passen, bekommen 
die Länder auch die Möglichkeit, eigene Steuermesszahlen festzu-
legen. Heterogene Wertentwicklungen innerhalb eines Landes 
können dann noch auf der Ebene der Kommunen ausgeglichen 
werden, die ihre Hebesätze jeweils selbst bestimmen. 

Das bedeutet jedoch nicht, dass jeder Bürger genau die gleiche 
Grundsteuer zahlen wird wie bisher. Denn dafür haben sich die 
Werte in den letzten Jahrzehnten zu weit auseinanderentwickelt. 
Wenn innerhalb einer Gemeinde Grundstücke in manchen Lagen 
stärker an Wert zugelegt haben als in anderen Stadtteilen, wird 
sich dies in der Verteilung der Grundsteuerlast widerspiegeln. Ei-
ner Mehrbelastung einzelner Grundbesitzer steht also eine ent-
sprechende Entlastung anderer Grundbesitzer gegenüber. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

   

             Friedrich Reiffert und Harald Nüllmann 

 

Ausgaben für Dienstjubiläum 
sind steuerlich abziehbar 

Die Aufwendungen für eine betriebsinter-
ne Feier anlässlich eines Dienstjubiläums 
können nahezu ausschließlich beruflich 
veranlasst und damit als Werbungskosten 
abziehbar sein. Wichtigste Voraussetzung 
dafür ist aber, dass die Gäste nach be-
rufsbezogenen Kriterien und nicht nach 
persönlicher Präferenz eingeladen wer-
den. Im Streitfall, über den der Bundesfi-
nanzhof entscheiden musste, hatte ein 
Finanzbeamter zu einer Feier anlässlich 
seines 40jährigen Dienstjubiläums unter-
schiedslos alle Kollegen in den Sozialraum 
des Finanzamts eingeladen. Daher ging 
der Bundesfinanzhof von einer eindeutig 
beruflichen Veranlassung aus. 
 

Aktualisierte Gesamtübersicht 
der Kaufkraftzuschläge 

Das Auswärtige Amt hat für einige Dienst-
orte die Kaufkraftzuschläge neu festge-
setzt. Entsprechend hat auch das Bundes-
finanzministerium eine aktualisierte Ge-
samtübersicht der Zuschläge veröffent-
licht, die Arbeitgeber ihren ins Ausland 
entsandten Arbeitnehmern steuerfrei zah-
len können. 

 
 


